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LutzMükke,Vorsitzender von „Leipzigbleibt friedlich!“, sieht denAusbaudermilitärischen Infrastruktur
inMitteldeutschlandkritisch.Erwünscht sicheinenRichtungswechsel inder Standortpolitik –undhat dafür

dasKonzept desWeltfriedensorts entwickelt

NORA DOMSCHKE

M
arschflugkörper bei
Leipzig, Militärlogis-
tik am Flughafen und
eine mögliche Elbit-
Ansiedlung in Sanger-
hausen: Für Lutz

Mükke verdichten sich die Entwicklungen
zu einer grundsätzlichen Frage über die Zu-
kunftMitteldeutschlands.

Der Vorsitzende von „Leipzig bleibt
friedlich!“ – einer 2020 gegründetenBürger-
initiative, die sich gegen die zunehmende
Militarisierung der Region einsetzt – warnt
vor einem entstehenden Rüstungscluster
und fordert, Leipzigs Erbe von 1989 nicht
nur am 9. Oktober zu beschwören, sondern
daraus eine wirtschaftliche und politische
Alternative zu entwickeln: einen internatio-
nalenWeltfriedensort.

HerrMükke, rundumLeipzigund inSanger-
hausen stehen mehrere rüstungsnahe Pro-
jekte im Raum. Zeichnet sich in Mittel-
deutschland eine neue strategische Entwick-
lung ab?

Das ist genau die Frage, die wir stellen.
Ich behaupte nicht, dass es einen geheimen
Masterplan zur Militarisierung Mittel-
deutschlands gibt. Aber Politik muss Ent-
wicklungen in ihrer Summe betrachten.
Leipzig/Halle ist bereits ein Flughafen von
erheblicher militärlogistischer Bedeutung.
Nunsteht zusätzlichdieProduktionweitrei-
chender Flugkörper – nach bisherigen Me-

wärtige Sicherheitslage sowie mögliche
Arbeitsplätze und Steuereinnahmen.Was ist
Ihre Antwort darauf?

Mich irritiert diese Mischung aus sicher-
heitspolitischer Dramatisierung und Stand-
ortmarketing. Wenn wir uns tatsächlich in
einer „Vorkriegssituation“ befinden, müsste
die erste Frage doch lauten:Was könnenwir
tun, damit daraus kein Krieg wird? Stattdes-
sen argumentiert er: Wenn schon Rüstungs-
produktion, dann sollen Arbeitsplätze und
Steuernwenigstensbei unsbleiben.Marsch-
flugkörper sind aber keine beliebige Gewer-
beansiedlung.Da redenwir nicht überKühl-
schränke oder Halbleiter. Arbeitsplätze und
Steuern beantworten nicht die Frage nach
den sicherheitspolitischenFolgen.

Warumnicht?
Jung räumt selbst ein, Flughafen und In-

dustriegebiet seien im Ernstfall gefährdet.
Wer militärisch relevante Infrastruktur und
Rüstungsproduktion konzentriert, muss
über steigende strategische Bedeutung und
Gefährdung sprechen. Deutschland
braucht eine Sicherheitsstrategie. Aber
dazu gehören neben Abschreckung und
Waffen vor allem Diplomatie, Rüstungs-
kontrolle, Konfliktprävention und das
DurchbrechenvonEskalationsspiralen.Ge-
rade Leipzig könnte dafür eine besondere
Stimme sein.
Sie werfen Burkhard Jung vor, Leipzigs Frie-
denserbe vor allem rhetorisch zu pflegen.

Antikriegstag am 1. September: Auch in diesem Jahr gingen in Leipzig viele Menschen auf die Straße. MARIA CASTRO/IMAGO

dienberichten Marschflugkörper – im
Raum, und in Sangerhausen eine Großan-
siedlung, hinter der Elbit Systems stehen
könnte. Deshalb muss die Öffentlichkeit
fragen: Entsteht hier ein mitteldeutsches
Rüstungs- und Militärcluster? Wer ent-
scheidet darüber und welche langfristigen
Folgen hat das für die Region?

Der Anlass für die Gründung von „Leipzig
bleibt friedlich!“ war ein früheres Rüstungs-
projekt am Flughafen Leipzig/Halle. Wie
kam es dazu?

2019 wollten Rheinmetall und Sikorsky,
eineLockheed-Martin-Tochter, dort einLo-
gistik- und Flottenmanagementzentrum für
rund 60 schwere Militärhubschrauber der
Bundeswehr errichten. Das war unser Start.
Wir haben nicht nur demonstriert, sondern
rund 800 Briefe von der kommunalen
Ebene bis zur Bundesregierung und Bun-
deskanzlerin verschickt, hunderte Gesprä-
che geführt, eine Petition gestartet und Ver-
anstaltungen organisiert. Das war jahre-
lange Arbeit.

Letztlich kamdieses Vorhabenwegendes Be-
schaffungsverfahrens der Bundeswehr nicht
zustande – nicht wegen Ihres Protests. Wie
ordnen Sie Ihren Einfluss ein?

Wir behaupten nicht, ein paar Leipziger
Unverzagte hätten Rheinmetall und Lock-
heed Martin besiegt. Aber vielleicht haben
wir dazu beigetragen, aus einer vermeint-

lich technischen Wirtschaftsentscheidung
eine Debatte zu machen. Statt nur über In-
vestitionen und Arbeitsplätze zu reden,
fragten wir: Was bedeutet es, wenn ausge-
rechnet der Flughafen der Stadt der Friedli-
chenRevolution immer stärkerTeilmilitäri-
scher Infrastruktur wird? Diese Frage ist
heute aktueller denn je.

Warum lehnen Sie grundsätzlich militäri-
sche Infrastruktur und Rüstungsproduktion
in der Region ab?

Nicht jeder Ort ist für jede Nutzung ge-
eignet. Man baut auch keine Schweine-
mastanlage ins Trinkwasserschutzgebiet
und sagt: Aber sie schafft Arbeitsplätze. Eine
Region besitzt Geschichte, Identität und
Entwicklungsmöglichkeiten. Leipzig steht
wie kaum eine zweite Stadt für Friedliche
Revolution, Friedensgebete und „Keine Ge-
walt“.Wennwir zugleichmilitärischeLogis-
tik ausbauen und hunderte oder tausende
weitreichende Marschflugkörper und
Drohnen jährlich produzieren, ist das ein
grundlegenderWiderspruch.

Auch wirtschaftspolitisch prägen große
Ansiedlungen eine Region über Jahr-
zehnte. Es entstehen Zulieferketten,
Arbeitsplätze, Lobbystrukturen und Ab-
hängigkeiten. Welche Industrie angesie-
delt werden, ist Standortpolitik.

Leipzigs Oberbürgermeister Burkhard Jung
(SPD) verweist auf Abschreckung, die gegen-
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„Können wir
aus der Erfahrung
von 1989 etwas
Eigenständiges
und Zukunfts-
weisendes

entwickeln?“
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WarumbezeichnenSie ihnals „Sonntagsred-
ner“?

Politische Reden müssen sich am Han-
delnmessen lassen.Zum9.Oktoberwird je-
des Jahr von Mut, Gewaltfreiheit, Dialog
und Leipzigs besonderer Verantwortung
gesprochen. Entscheidend ist: Welche Kon-
sequenzen ziehenwir heute daraus?

Für unser Weltfriedensort-Konzept hat
Jung bis heute kein erkennbares Interesse
gezeigt. Besonders deutlich wurde das, als
wir BischofMatthewHassan Kukah zu Gast
hatten – ein afrikanisches Schwergewicht
der internationalen Friedens- und Men-
schenrechtsarbeit und Mitglied des vatika-
nischen Dikasteriums für die ganzheitliche
Entwicklung des Menschen. Wir berieten
über unser Konzept und unterzeichneten
ein Kooperationsabkommen. Der Oberbür-
germeister war eingeladen. Er kam nicht,
schickte keine Vertretung und nicht einmal
ein Grußwort.

Wie bewerten Sie das?
Das ist sein Recht. Aber dann darf man

fragen, wie ernst das beschworene Leipzi-
ger Friedenserbe gemeint ist. Für mich ent-
steht der Eindruck eines Sonntagsredners
zum 9. Oktober. Das historische Erbe wird
feierlich beschworen, solange daraus keine
unbequemen Konsequenzen für die
Gegenwart entstehen.

„Keine Gewalt“ ist kein dekorativer Satz
für Festakte. Dahinter stehen Dialog, Dees-
kalation, das Überwinden von Feindbildern
und gewaltarme Lösungen. Wenn Leipzig
dieses Erbe ernst nimmt, sollte die Stadt-
spitze zumindest prüfen, ob daraus ein Zu-
kunfts- und Standortkonzept wie unser
„Weltfriedensort“ entstehen kann. Viel-
leicht spielt dabei auch eineRolle, dass Jung
1989 nicht hier im Osten gelebt und die
Friedliche Revolution nicht aus eigener Er-
fahrung erlebt hat. Für viele Ostdeutsche
war „Keine Gewalt“ eben nicht nur ein his-
torischer Slogan, sondern eine existenzielle
politische Erfahrung, dass Deeskalation,
Dialog und ziviler Widerstand tatsächlich
Geschichte verändern können.Diese Erfah-
rung sollte man nicht musealisieren, son-
dern auch heute politisch ernst nehmen.
Insbesondere in Leipzig.

Ist ein Weltfriedensort nicht bloß Symbolik
angesichts des Kriegs in der Ukraine und der
Notwendigkeit militärischer Verteidigung?

Überhaupt nicht. Selbstverständlich
muss ein Staat seine Bevölkerung schützen.
Der russischeAngriff auf dieUkraine ist völ-
kerrechtswidrig. Aber daraus folgt doch
nicht, dass jede zusätzliche Waffe, Rüs-
tungsfabrik und größere Reichweite auto-
matisch mehr Sicherheit bedeuten. Das ist
das Sicherheitsdilemma: Was die eine Seite
als Verteidigung betrachtet, erlebt die an-
dere als Bedrohung und rüstet auf. Darauf
wird von der gegnerischen Seite reagiert.
Am Ende haben alle mehr Waffen und füh-
len sich trotzdemunsicherer.

Wir brauchen Verteidigungsfähigkeit, ja.
Aber Diplomatie, Rüstungskontrolle, Ver-
trauensbildung, internationale Institutio-
nen und zivile Konfliktbearbeitung müssen
mit aller Vehemenz und prioritär betrieben
werden.DiesesVerhältnis aberhat sichdra-
matisch verschoben. Über Rüstung wird in
dreistelligen Milliardenbeträgen gespro-
chen, über Diplomatie häufig nur in Sonn-
tagsreden.

Sie sehen auch bei der Leipziger Zivilgesell-
schaft einDefizit in der Friedensdebatte.Wo-
rin besteht es?

Wir sehen eine bemerkenswerte Ambi-
valenz. Leipzig besitzt eine lebendige Zivil-
gesellschaft, die sich gegen Rechtsextremis-
mus und Rassismus sowie für Demokratie
und Menschenrechte engagiert. Aber beim
Thema Krieg und Frieden, Militarisierung
und Rüstung in der allernächsten Umge-
bung ist es erstaunlich still.Wir feiern Fried-
liche Revolution, Kerzen, Nikolaikirche und
„Keine Gewalt“. Gleichzeitig stehen
Marschflugkörper, Rüstungsproduktion
undMilitärlogistik zur Debatte – und große
Teile der Zivilgesellschaft reagieren kaum.
Wir feiern die Kerzen von 1989, nutzen aber
ihre politischeMethode –Dialog, Deeskala-
tion, Gewaltfreiheit –, für heutige Konflikte
und unseren Standort Leipzig kaum.Das ist
die Leipziger Ambivalenz.

Begegnen Ihnen Vorwürfe, Ihre Positionen
griffen russische Narrative auf?

Ja,manchmal.Unddas zeigt,wie verengt
die Debatte geworden ist. Argumente soll-
ten jedoch danach geprüft werden, ob sie
richtig oder falsch sind, und nicht mit
Unterstellungen,wemsie angeblichnützen.
Ich kann Russlands Krieg verurteilen und
gleichzeitigNato-Politik kritisieren; die Ver-
brechen der Hamas verurteilen und israeli-
sche Kriegsverbrechen und Besatzungs-
politik kritisieren; chinesische wie amerika-
nische Machtpolitik hinterfragen. Das
nenntmanpolitischeUrteilskraft. Entweder

unsere Regeln und das Völkerrecht gelten
universell, oder wir haben irgendwann nur
noch geopolitische Lager und Feindbilder.

Ist die Debatte über Sangerhausen auch des-
halb besonders sensibel, weil Elbit Systems
ein israelisches Unternehmen ist?

Unsere Kritik richtet sich gegen Rüs-
tungsproduktion, Unternehmensentschei-
dungen undpolitische Strategien. Ein israe-
lischer Rüstungskonzernmuss genauso kri-
tisierbar sein wie Rheinmetall, Lockheed
Martin oder jeder andere. Antisemitismus
darf in der Friedensarbeit keinen Platz ha-
ben. Umgekehrt darf der Antisemitismus-
vorwurf nicht dazu führen, israelische
Unternehmen oder die israelische Regie-
rung politischer Kritik zu entziehen.

Wie sieht die praktische Arbeit von „Leipzig
bleibt friedlich!“ aus?

Wir wollen Friedensarbeit aus reiner Pro-
testlogik herausführen: Wir organisieren
Veranstaltungen und regelmäßig Friedens-
gebete in der Nikolaikirche, sprechen mit
Politik und Institutionen, verfassen Stellung-
nahmenund vernetzenAkteure. Oder: Nahe
Döbeln haben wir mit lokalen Bauern und
Handwerkern „Schwerter zu Pflugscharen!“
groß an eine Scheune an der A14 geschrie-
ben.Tausende fahrendort täglichvorbei, da-
runter viele militärische Transporte Rich-
tung Osten. Keine Beschimpfung, keine
Sachbeschädigung, kein Feindbild. Nur eine

tierende andere Akzentsetzungen in den
Kirchen. Das zeigt die neue EKD-Friedens-
denkschrift sehr deutlich. Sie enthält wich-
tige Aussagen über Diplomatie, Gewaltprä-
vention und Gerechten Frieden. Zugleich
heißt es dort aber: „Umgekehrt kann die
Friedenslogik nur dort Raum gewinnen, wo
die Sicherheitslogik die Bedingungen dafür
geschaffen hat.“ Genau da liegt unser Ein-
wand. Im christlichenGlaubendarf Frieden
nicht zum Anhängsel militärischer Sicher-
heitslogik werden. Wenn Frieden erst dann
Raum gewinnen soll, nachdemmilitärische
Sicherheit hergestellt wurde, verliert christ-
liche Friedensethik einen Teil ihrer eigen-
ständigen kritischen Kraft. Gerade Kirche
sollte die Logik von Abschreckung und Auf-
rüstung nicht nur ethisch begleiten, son-
dern sie grundsätzlich hinterfragen.

Ihre Einwände an der kirchlichen Friedens-
ethik könnten als ungerecht gelten – schließ-
lich plädiert die Kirche nicht schlicht für Auf-
rüstung.Was sagen Sie dazu?

Das behaupten wir nicht, und inner-
halb der Kirchen gibt es unterschiedliche
Positionen. Aber gerade Kirche sollte den
Raum offenhalten, in dem militärische
Logik grundsätzlich hinterfragt wird.
Wenn sie nur ethisch begleitet, was si-
cherheitspolitisch von Regierungen oh-
nehin beschlossen wurde, verliert sie
einen Teil ihrer Orientierungs- und Kritik-
funktion.

Kirche darf nicht am Tisch der Macht
Platz nehmen, sondern sollte die Tischsit-
ten infrage stellen. Die Bergpredigt sagt
eben nicht: Selig sind, die besonders glaub-
würdig abschrecken. Christliche Friedens-

ethik muss ethische Irritation erzeugen.
Wenn wir „Schwerter zu Pflugscharen“ ge-
denken, aber eine ernsthafte Debatte über
Militarisierung vermeiden, machen wir da-
raus einMuseumsstück.

Wie soll Ihr Konzept eines Leipziger „Welt-
friedensorts“ in der Praxis aussehen?

Es wird kein fancy Label fürs Städtemar-
keting. Aus Leipzigs Geschichte soll mo-
derne Friedensinfrastruktur entstehen:
internationale Mediations- und Dialogfor-
mate, Konflikt- und Friedensforschung,
Ausbildung in Friedensdiplomatie, Pro-
gramme für Vermittler aus Konfliktregio-
nen sowie Kooperationenmit Wissenschaft
und internationalen Institutionen.

Ein wichtiger Baustein ist auch eine
internationale Leitmesse für Frieden und
Friedensökonomie. Das ist nicht nur Idea-
lismus, sondern sehr reelleWirtschafts- und
Standortpolitik. Kongresse, Wissenschaft,
Stiftungen, NGOs, Diplomatie, Mediation,
Sicherheitsforschung, Green and Blue Eco-
nomies, Ethical Finance und zivile Techno-
logien sind längst eigene Märkte. Eine sol-
che Messe schafft erhebliche Wertschöp-
fung und viele Arbeitsplätze.

WarumLeipzig?
Leipzig besitzt dafür historischesKapital,

das andere Städte teuer erfinden müssten.
1989 ist weltweit mit Leipzig verbunden.
Andere Regionen entwickeln Halbleiter-,
Textil- oder Biotechnologie-Cluster. Wa-
rum sollte Leipzig kein Friedens- und Dip-
lomatie-Cluster entwickeln?

Die Alternative lautet nicht Rüstungs-
arbeitsplätze oder Idealismus, sondern:
Welche wirtschaftliche und politische Spe-
zialisierung wollen wir? Das wäre für mich
eine deutlich überzeugendere Antwort auf
unsere Geschichte als die Profilierung über
Militärlogistik undMarschflugkörper.

Inwiefern beeinflusst Ihre beruflicheArbeit in
Afrika Ihre Sicht auf geopolitische Fragen?

Sehr. In dutzenden afrikanischen Län-
dern bauenwir zusammenmitMinisterien
und Universitäten große digitale Bildungs-
projekte auf. Aus deren Perspektive wirkt
die deutsche Debatte oft eurozentrisch
und unbeholfen. Die Welt wird multipola-
rer. Indien, Brasilien, Südafrika, die Golf-
staaten, Indonesien und viele afrikanische
Staaten wollen weder Washington noch
Moskau oder Peking blind folgen, sondern
eigene Interessen vertreten. Was bedeutet
das für uns?

Geopolitische Kompetenz heißt nicht
nur Waffenbesitz, sondern vor allem, Inte-
ressen ausgleichen, Verhandlungskanäle
offenhalten, Koalitionen bilden, Konflikte
moderieren und Vertrauen schaffen.

Europa wird Diplomatie eher mehr als
weniger brauchen. Deutschland könnte da-
rin eine besondere Rolle spielen, wenn es
seine Bedeutung realistischer einschätzt. Es
ist nicht mehr das wirtschaftliche und poli-
tische Schwergewicht, für das es sich
manchmal noch hält, besitzt aber aufgrund
seiner Geschichte und Beziehungen nach
Ost und West, Nord und Süd erhebliches
diplomatisches Potenzial. Unsere Ge-
schichte verpflichtet uns meines Erachtens
nicht dazu,wieder einemöglichst großeMi-
litärmacht zu werden. Sie verpflichten uns
dazu, eine besonders starke Diplomatie-
und Friedensmacht zuwerden.

Welche konkreten Schritte erwarten Sie nun
mit Blick auf die mögliche Covenant-Pro-
duktion und das Projekt in Sangerhausen?

Erstens eine Bestandsaufnahme:Welche
militärlogistischen und rüstungsindustriel-
len Strukturen gibt es in Mitteldeutschland,
welche sind geplant und welche Gesamt-
entwicklung ergibt sich daraus? Welche
Strategien verfolgen die Wirtschaftsförde-
rungen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen bei Waffen und Rüstung, welche
Rolle spielt die Bundesregierung?

Zweitens Transparenz: Was soll produ-
ziert werden, in welchem Umfang, mit wel-
chen öffentlichen Fördermitteln, für welche
Auftraggeber und mit welchen Exportpers-
pektiven? Welche militärstrategische Be-
deutung haben die Standorte?

Drittens eine öffentliche Debatte. Wenn
sich eine Gesellschaft nach offener Diskus-
sion bewusst für diese Entwicklung ent-
scheidet, müssen wir das demokratisch ak-
zeptieren und weiter dagegen argumentie-
ren. Aber zuerst Fakten zu schaffen und erst
anschließend die politischeDebatte zu füh-
ren, erzeugt enormes Misstrauen und ver-
schärft Polarisierung.

Es geht um die größere Frage, welche
Rolle Mitteldeutschland in einer zuneh-
mend konfrontativen Welt spielen will:
Wollen wir eine Region, die sich stärker
über Rüstung, Militärlogistik und Abschre-
ckung definiert? Oder können wir aus der
Erfahrung von 1989 etwas Eigenständiges
undZukunftsweisendes entwickeln?Genau
darüber wollenwir streiten.

Plädiert leidenschaftlich für den Frieden: Lutz Mükke PRIVAT

ZUR PERSON

Lutz Mükke, geboren 1970 in Döbeln,
absolvierte zunächst eine Lehre zum
Intarsienschneider und legte an-
schließend sein Abitur ab. Es folgten
ein Studium der Journalistik und
Afrikanistik in Leipzig und Kampala
sowie ein Tageszeitungsvolontariat.
Er arbeitete als Reporter, Chefredak-
teur und Hochschullehrer und pro-
movierte zum Thema Afrika-Bericht-
erstattung. Zudemwar ermaßgeblich
an der Etablierung des European
Centre for Press andMedia Freedom
in Leipzig beteiligt.

Heute ist er Professor für „Media in
International Relations“ an der Na-
tional University Sudan und arbeitet
als Senior Manager eines interna-
tionalen EdTech-Unternehmens und
ist für Afrika zuständig.

fast 3000 Jahre alteMetapher in riesigen Let-
tern. Manchmal kann ein Satz politischer
sein als hundert Podiumsdiskussionen.

Warum brauchte es zusätzlich die Schwer-
ter-zu-Pflugscharen-Allianz?

Weil Friedensinitiativen oft klein, lokal
und schlecht vernetzt sind. Deshalb grün-
deten wir im Kloster Buch die Allianz und
entwickelten denKlosterbucher Appell.Wir
wollen Friedensgruppen zusammenbrin-
gen und uns gegenseitig stärken, ohne dass
alle dasselbe denken müssen. Wenn Frie-
densaktivisten nur mit Menschen sprechen
können, die exakt ihre Position teilen, soll-
ten wir von Russen und Ukrainern, Israelis
und Palästinensern oder Amerikanern und
Chinesen nicht ständig verlangen, mitei-
nander zu verhandeln. Friedensfähigkeit
beginnt damit,Widerspruch auszuhalten.

Warum geraten Sie gerade mit den Kirchen
inKonflikt, obwohl „Schwerter zu Pflugscha-
ren“ aus derenUmfeld stammt?

Zunächst einmal: Wir sind eine partei-
politischundkirchlichunabhängige zivilge-
sellschaftliche Initiative. Etliche vonunsha-
ben in der DDR-Friedensbewegung ihre
Wurzeln. Die Kirchen waren damals wich-
tige Schutzräume, auch gegenMilitarismus.
Und „Schwerter zu Pflugscharen“ war kein
hübsches Logo. Jugendliche konnten we-
gen des Symbols erhebliche Schwierigkei-
ten bekommen. Heute erleben wir teils irri-

„Argumente
sollten danach
geprüft werden,
ob sie richtig

oder falsch sind,
und nicht mit

Unterstellungen,
wem sie angeblich

nützen.“


